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Geachte leden van raden en Staten,

U allen bent betrokken bij het Samenwerkingsverband Noord-Nederland en een
deel ook bij de Regio Groningen - Assen, Bij de start vanuit Niedersachsen wordt
door de Verkehrsminister Olaf Lies onder het kopje: Schiene = Spoor. Geen
aandacht geschonken aan verbetering Groningen - Bremen noch aan de casus
Friesenbrücke terwijl dat ook een probleemzone is. Intussen zijn er in
Niedersachsen verkiezingen geweest. Hoe pakt de huidige Verkehrs- und
Wirtschaftsminister dit op? 

Waar voor Noord-Nederland en zeker voor de regio Delfzijl en Veenkoloniën
kansen liggen is samen optrekken met de Haven van Emden. Wat mij opvalt dat
vanuit de Provincie Groningen ook een Zienswijze is ingediend, maar dat deze niet
gedeeld is met de verschillende publieke actoren zoals uw gremia. Waarom is dit
stuk niet gewoon als bijlage bij een brief verzonden naar de verschillende gremia
die politiek belanghebbende zijn zoals de u? 

In Duitsland is dit gewoon publiek te vinden op de website van het Ministerie. 

Met vriendelijke groet,

Frank Menger
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             Olaf Lies Niedersächsischer Minister 


  für Wirtschaft, Arbeit  


 und Verkehr 


An die Mitglieder des Deutschen Bundestages 


der niedersächsischen Landesgruppen 
aller Fraktionen  
per email 
 Hannover, 29. September 2016  
 
 
 
 


Nachhaltige Infrastruktur – Ausbaugesetze Schiene, Straße, Wasserstraße 
 
 
Sehr geehrte Frau Abgeordnete, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
 
mit diesem Schreiben bitte ich Sie um Ihr Engagement für Modifikationen bei den 
oben genannten Ausbaugesetzen. 
 
Mit dem Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 bin ich sehr zufrieden. Der Fokus 
auf Erhalt statt Neubau, die Verlagerung von Verkehrsanteilen auf die Schiene und 
die angemessene Berücksichtigung der Hafenhinterlandverkehre sind nieder-
sächsische Anliegen, die Eingang gefunden haben. Niedersachsen ist, was den 
finanziellen Umfang betrifft, adäquat beteiligt. Auch das gestiegene Gesamtvolumen 
des BVWP mit 269,6 Mrd. Euro trifft die Herausforderungen unserer Zeit. 
 
Beim nun anstehenden Gesetzgebungsverfahren zu den Ausbaugesetzen sehe ich 
die Möglichkeit für folgende Konkretisierungen und weitestgehend kostenneutrale 
Anpassungen, die der Zielsetzung des BVWP voll entsprechen: 
 


Bundesschienenwege: 


Der Knoten Hannover ist als eigenständiges Projekt des Potenziellen Bedarfs 
aufzunehmen. 
Begründung: Mehrere Projekte des BVWP 2030 beinhalten Maßnahmen im Knoten 
Hannover. Aber es gibt keine fokussierte Betrachtung dieses Engpasses im Hinblick 
auf die Auswirkungen aus drei EU-Mobilitätskorridoren und den Mehrbelastungen der 
einzelnen Projekte. Analog zu anderen großen Bahnknoten wie z.B. Mannheim, 
Frankfurt, München oder Hamburg ist ein Projekt Bahnknoten Hannover 
aufzunehmen. Damit können Fehlentwicklungen vermieden werden, die bei einer 
zusammenhangslosen Umsetzung der Einzelprojekte absehbar sind. Angesichts der 
bereits im Bereich des Knotens Hannover vorgesehenen Maßnahmen in Projekten 
des Vordringlichen Bedarfs (z.B. lfd. Nr. 3 oder 13) einschließlich hinterlegter Kosten 
resultieren aus dieser separaten Betrachtung keine Mehrkosten. Eine eigene Position 
für den Knoten Hannover würde ein koordiniertes Vorgehen beim Ermitteln der 
Handlungsbedarfe und beim Definieren geeigneter Maßnahmen ermöglichen. 
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Das vorgesehene Projekt ABS/NBS Hannover – Bielefeld ist so zu konkretisieren, 
dass eine weitgehende Orientierung an der Bestandstrecke erfolgt, z.B. ABS/NBS 
Hannover-Lindhorst, ABS Lindhorst-Minden. 
Begründung: Die bisherige Formulierung nährt den Verdacht, dass es allein um eine 
Schnellfahrstrecke für den Personenverkehr und nicht um die Beseitigung des 
heutigen Engpasses geht. Folge dieser Projektbeschreibung wäre eine sehr gradlinige 
Trassierung durch Berge und Landschaften, was eine Umsetzbarkeit infrage stellt. 
Erforderlich ist eine in absehbarer Zeit umsetzbare Lösung, die sowohl dem 
Güterverkehr wie auch dem Personenverkehr nützt. Die bislang angesetzten Kosten 
sind aufgrund der massiven Eingriffe in die Landschaft (Tunnel, Großbrücken) mit 
1,885 Mrd. Euro so hoch, dass eine Veränderung in Richtung Ausbau statt Neubau 
keine höheren Kosten erwarten lässt, sondern eher zu einer Kostenverringerung führt.  
 
Ich erwarte bei großen Bahnprojekten künftig mehr Umsicht beim Lärmschutz. 
Gemeinsam mit den Betroffenen sind Lärmschutzlösungen zu erarbeiten, die nicht 
durch die heutigen gesetzlichen Grundlagen begrenzt werden. 
 


Bundesfernstraßen: 


Bei der Autobahn A2 ist für den Abschnitt Autobahndreieck Hannover-West bis 


Autobahnkreuz Hannover-Ost Planungsrecht erforderlich und damit eine 
Einstufung in die Dringlichkeit WB*. 
Begründung: Die hochbelastete A2 wird perspektivisch auf weiteren Abschnitten auf 
acht Fahrstreifen zu erweitern sein. Während der Abschnitt Anschlussstelle Hannover-
Herrenhausen bis Autobahndreieck Hannover-West bereits im Vordringlichen Bedarf 
zur Engpassbeseitigung genannt ist, sind weitere Abschnitte noch im Weiteren Bedarf 
aufgeführt. Im besagten Abschnitt AD Hannover-West bis AK Hannover-Ost sollte 
jedoch im Hinblick auf anstehende Ersatzmaßnahmen für Brückenbauwerke 
Planungsrecht für eine Achtstreifigkeit gegeben sein. Dies ist von hoher Bedeutung, 
da anstehende Ersatzbaumaßnahmen für Brücken und Anpassungen bei 
Anschlussstellen bereits mit Weitblick und wirtschaftlichem Mitteleinsatz für die 
spätere Erweiterung realisiert werden können.  
 


Die Maßnahme sechsstreifiger Ausbau A39 AK Wolfsburg/Königslutter bis AS 


Sandkamp sollte in den WB* aufgenommen werden. 
Begründung: Es wird eine weitere Zunahme des Verkehrsaufkommens erwartet, so 
dass bei der nächsten Bedarfsplanüberprüfung eine höhere Dringlichkeit erwartet 
wird. Für perspektivische Erhaltungsmaßnahmen besteht so vergleichbar der A 2 die 
Möglichkeit, diese Ersatzbaumaßnahmen bereits mit Weitblick auf spätere 
Erweiterungsoptionen zu planen.  
 


Die beiden Ortsumfahrungen Syke (B6) und Lauenförde (B83) sollen absehbar 
geplant werden. Um der Straßenplanungsbehörde die Möglichkeit zur Planung zu 
geben, ist eine Heraufstufung vom Weiteren Bedarf (WB) in den Weiteren Bedarf mit 
Planungsrecht (WB*) erforderlich. 


Begründung: Bei der B6 Ortsumgehung Syke spricht das sehr hohe Nutzen-Kosten-
Verhältnis von 3,2 für die Aufnahme in die Liste der Projekte mit Planungsrecht  
(WB*). 


Die B 83 ist von großer Bedeutung für die Anbindung der Region Holzminden mit der 
Grenzregion NRW. Im Streckenzug der B 83 Würgassen – Beverungen liegt die für 
Niedersachsen bedeutende OU Lauenförde. Während der südliche Abschnitt von 
Würgassen bis Trendelburg im Vordringlichen Bedarf steht, ist der nördliche Abschnitt 
Würgassen – Beverungen mit der Ortsumgehung Lauenförde nur im WB.  
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Durch Aufnahme in den WB* könnte die begonnene Planung fortgesetzt werden und 
schafft so für die gesamte Region die Anbindung an das Oberzentrum Kassel 
beziehungsweise der A 7.  
 


Bundeswasserstraßen: 
Als zusätzliches Projekt sollte für das norddeutsche Wasserstraßensystem der 


Stichkanal Hildesheim in den Vordringlichen Bedarf aufgenommen werden.  
Begründung: Der Stichkanal ist ein wichtiger Zubringer zum Mittellandkanal. Eine 
Aufnahme in den VB wie beim Stichkanal Salzgitter wurde bis zur Aufstellung des 
BVWP durch ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 0,9 und damit unter 1 verhindert. 
Diese Nutzen-Kosten-Betrachtung konnte durch Hinweise aus Niedersachsen 
überarbeitet werden. Das vom Bund ermittelte Nutzen-Kosten-Verhältnis liegt nun bei 
über 1. Der Ausbau dieser Maßnahme verursacht etwa 100 Mio. Euro und ist 
zwischen Bund und Land ohnehin vertraglich vereinbart. Unter Berücksichtigung der in 
den nächsten fünf Jahren anfallenden Erhaltungskosten und dem vertraglich 
geregelten Kostendrittel von Länderseite ergeben sich für den Bund lediglich 
Mehrkosten von ca. 10 Mio. Euro.  
 
Um zukünftig verstärkt Gütertransport von der Straße auf die Wasserstraße zu 


verlagern, ist der Ausbau der Mittelweser notwendig. Daher sollte die Einschränkung 
"Basisvariante" aus der Benennung des laufenden Projektes Mittelweser gestrichen 
werden. Zu welchem Zeitpunkt die einzelnen Maßnahmen umzusetzen sind, muss 
abschließend geklärt werden.  
Begründung: Der Umfang der erforderlichen Maßnahmen ist noch nicht 
einvernehmlich geklärt. Deshalb sollte eine Festlegung auf die sogenannte 
„Basisvariante“ im Gesetzentwurf vermieden werden. Der bisherige BVWP 2003 kennt 
die Einschränkung „Basisvariante“ beim Projekt Mittelweser nicht. Bei der Mittelweser 
sichern vertragliche Regelungen zwischen Bund und Ländern den Ausbau. Eine 
Erhöhung des Ansatzes im BVWP 2030 (bislang 10 Mio. Euro) ist durch diese 
Anpassung nicht erforderlich.  
 
Um diese für Niedersachsen bedeutsamen Modifikationen in die Ausbaugesetze  
einzubringen, bitte ich Sie, diese Argumente bei den weiteren Beratungen zu 
berücksichtigen und für entsprechende Mehrheiten zu werben.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Olaf Lies Niedersächsischer Minister 

für Wirtschaft, Arbeit 

Bundesministerium für Verkehr und 

digitale lnfrastruktur 

Herrn Bundesminister 

Alexander Dobrindt 

lnvalidenstraBe 44 

10115 Berlin 

und Verkehr 

Hannover, 02.05.2016 

Stellungnahme zum Entwurf des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) 2030 

Sehr geehrter Herr Minister Dobrindt, J ,�Jcr /h({e-Jel 
am 16. März haben Sie die Verkehrsminister der Länder über den Entwurf des Bun­

desverkehrswegeplans 2030 (BVWP) persönlich unterrichtet und urn Stellungnahme 

gebeten. lch danke lhnen für das Angebot, über das gesetzliche Verfahren der Stra­

tegischen Umweltprüfung hinaus Stellungnahmen der Verkehrsressorts der Länder in 

den weiteren BVWP-Prozess einzubinden. 

Niedersachsen begrüBt, dass die Bundesregierung beabsichtigt, in den nächsten 

Jahren insgesamt 264,5 Mrd. Euro in die Verkehrsinfrastruktur zu investieren. Dies 

ist sinnvoll und notwendig. 

Niedersachsen begrüBt, dass die Bundesregierung den Erhalt der lnfrastruktur als 

wichtige Aufgabe sieht und im neuen Bundesverkehrswegeplan (BVWP) voranstellt. 

Die Substanz der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur dart sich nicht weiter ver­

schlechtern. Niedersachsen begrüBt daher, dass im Rahmen des BVWP geplant ist, 

rund zwei Drittel der bis 2030 vorgesehen Mittel für den Erhalt der lnfrastruktur einzu­

setzen. Das bildet die Diskussionen in den letzten Jahren über den Zustand des Ver­

kehrsnetzes und den allseits beklagten Sanierungsbedarf in der Tendenz ab. 

Niedersachsen hat wiederholt betont, dass der neue BVWP realistisch umsetzbar 

sein muss. Die Bewertungen des Bundes und die Festlegungen der Bundesregie­

rung im neuen BVWP sind darauf zu konzentrieren, dass die BundesfernstraBen-, 

WasserstraBen- und Schienenprojekte im Geltungszeitraum des BVWP auch unter 

Haushaltsgesichtspunkten eine Realisierungschance haben. 

Niedersachsen verfolgt das Ziel, mehr Güterverkehr von der StraBe auf die Schiene 

und die BinnenwasserstraBen zu verlagern. Niedersachsen begrüBt daher, dass in 

der zu Grunde gelegten Prognose für den Güterverkehr bis 2030 die Steigerung 
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beim Verkehrsträger Schiene am gröBten ist und auch zentralen Schienenprojekte 
für den Hafenhinterlandverkehr berücksichtigt worden sind. 

Die Aufteilung auf die verschiedenen Verkehrsträger erscheint schlüssig, die Kon­
zentration auf die Beseitigung von Engpässen im Verkehrsnetz wird begrüBt. Unser 
gemeinsames politisches Ziel einer Verlagerung von Gütertransporten auf die 
Schiene und auf den Wasserweg muss besser erreicht werden. 

Als Niedersächsischer Minister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr nehme ich zudem 
erfreut zur Kenntnis, dass der Ausbau der lnfrastruktur für die Hinterlandverkehre im 
BVWP besondere Berücksichtigung erfahren hat. Dies haben die Verkehrsminister 
der Norddeutschen Länder bereits bei der Erstellung der Grundkonzeption des 
BVWP eingefordert. Die Anbindung der deutschen Seehäfen muss angesichts der zu 
erwartenden drastisch steigenden Umschläge auf eine solide Basis gestellt werden. 

Bei der Bewertung der Projekte im BVWP sollten aus niedersächsischer Sicht fol­
gende Prioritäten gesetzt werden: höchster Verkehrsnutzen bei möglichst geringer 
Belastung für Mensch und Natur, Erhalt vor Neubau; optimierte Nutzung vorhandener 
Kapazitäten, Vorrang bei Engpassbeseitigung, urn Störanfälligkeit zu verhindern, 
Stärkung intermodaler Knoten und des kombinierten Verkehrs, Berücksichtigung der 
Netzfunktion und Nachhaltigkeit. Diesen Prioritäten wird der vorliegende Entwurf des 
BVWP in weiten Teilen gerecht. 

Niedersachsen bittet das BMVI, für die aktuelle Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen 
der Strategischen Umweltprüfung sicherzustellen, dass die maBgeblichen Beiträge 
und Stellungnahmen der Bürgerinnen und Bürger, Verbände und Organisationen 
sorgfältig geprüft und gründlich abgewogen werden. Weiterhin wird darum gebeten, 
die Länder bei den einzelnen Priorisierungsschritten im Rahmen des BVWP 2030 
eng einzubinden und erhobene Daten den Ländern auf Wunsch zur Verfügung zu 
stellen. 

Die Bürgerinnen und Bürger sollten von der Bundesregierung umfassend und früh­
zeitig bei der Festlegung der Ziele und Prioritäten des lnfrastrukturausbaus sowie bei 
der Planung der Verkehrswege beteiligt werden, urn möglichst vielen lnteressen ge­
recht zu werden und damit Akzeptanz zu schaffen. Dafür müssen die Planungsspiel­
räume vor Ort erweitert werden. Dies halten wir insbesondere für die Trassenplanung 
der Schienentrasse zwischen Hannover und Bielefeld für erforderlich (s.u.). 

Durch effiziente Organisation von Verkehr und eine integrierte Verkehrs- und Sied­
lungspolitik sollten die bestehenden lnfrastrukturen besser genutzt werden. Bei der 
laufenden Bundesverkehrswegeplanung ist die Anbindung ländlicher Räume von der 
Bundesregierung angemessen zu berücksichtigen. Auch darf es kein Ungleichge­
wicht in der Entwicklung zwischen ländlichen und städtischen Räumen geben. Des­
wegen Deshalb ist uns z.B. die bessere verkehrliche Anbindung der Region Holzmin­
den durch Ausbau der B 240 so wichtig. 

Nach Auswertung des Entwurfs des BVWP wird auch deutlich, dass viele Projekte in 
Niedersachsen und im gesamten Norden umgesetzt werden können. lch freue mich, 
dass auch dieser Bedarf erkannt und im BVWP finanziell abgebildet ist. So werden 
für Niedersachsen im Bereich BundesfernstraBen für Neu- und Ausbaugesetze in 
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Es wird gebeten, zu prOfen, ob angesichts der ausgewiesenen Engpassbeseitigung 
und der zentralen Funktion des ESK für die Transeuropäischen Netze eine Einstu­
fung als VB-E angemessen ist 

Stichkanal Hildesheim (SKH) 

Bei der Aufkommensprognose wird Verkehrsaufkommen von 0,8 Mio. GOtertonnen 
für 2030 angesetzt. Dieses Verkehrsaufkommen ist eindeutig zu gering angesetzt. 
Nach einer Untersuchung des Beratungsunternehmen HTC kann durch einen Aus­
bau eine deutliche Steigerung erwartet werden (deutlich Ober 1 Mio. t). 

Die möglichen Steigerungen des Verkehrsaufkommens am Stichkanal Hildesheim re­
sultieren im Wesentlichen aus 3 Effekten. Das sind die Realisierung des avisierten 
KV-Terminals, der steigende Umschlag von landwirtschaftlichen Produkten und zu­
sätzliche Transporte durch die Firma K + S. 

Mit der Ausweisung des Gewerbegebiets mit dem neuen trimodalen Hafenteil als KV­
Terminal sind signifikante Mengensteigerungen zu erwarten. Die parallel laufenden 
Planungen zum Bau der neu-en Anschlussstelle Hildesheim-Nord in Verbindung mit 
der Verlegung der 86 und der Anbindung an die neue Anschlussstelle führen zu ei­
ner erheblichen Aufwertung des Gewerbegebiets im Dreieck zwischen A7 und dem 
Stichkanal Hildesheim. 

Mit BerOcksichtigung dieser Aspekte wäre nach hiesiger Einschätzung das notwen­
dige Nutzen-Kosten-Verhältnis van Ober eins zu erreichen. 

Ferner wird darauf verwiesen, dass seitens des BMVI eine durchgängige Durch­
fahrtshöhe van 5,25 m in den nächsten Jahren (bis 2021) gewährleistet wird. Zwei 
LandesstraBenbrOcken werden in KOrze gebaut, das Planfeststellungsverfahren für 
die Verlegung der 86 mit dem Neubau der BrOcke Ober den Stichkanal wird in 2016 
begonnen. Es wird gebeten, die vielfältigen ergänzenden Effekte, die das Gesamt­
projekt aufwerten bei einer ÜberprOfung der Dringlichkeit zu berücksichtigen. 
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Nachhaltige Infrastruktur – Ausbaugesetze Schiene, Straße, Wasserstraße 
 
 
Sehr geehrte Frau Abgeordnete, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
 
mit diesem Schreiben bitte ich Sie um Ihr Engagement für Modifikationen bei den 
oben genannten Ausbaugesetzen. 
 
Mit dem Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 bin ich sehr zufrieden. Der Fokus 
auf Erhalt statt Neubau, die Verlagerung von Verkehrsanteilen auf die Schiene und 
die angemessene Berücksichtigung der Hafenhinterlandverkehre sind nieder-
sächsische Anliegen, die Eingang gefunden haben. Niedersachsen ist, was den 
finanziellen Umfang betrifft, adäquat beteiligt. Auch das gestiegene Gesamtvolumen 
des BVWP mit 269,6 Mrd. Euro trifft die Herausforderungen unserer Zeit. 
 
Beim nun anstehenden Gesetzgebungsverfahren zu den Ausbaugesetzen sehe ich 
die Möglichkeit für folgende Konkretisierungen und weitestgehend kostenneutrale 
Anpassungen, die der Zielsetzung des BVWP voll entsprechen: 
 

Bundesschienenwege: 

Der Knoten Hannover ist als eigenständiges Projekt des Potenziellen Bedarfs 
aufzunehmen. 
Begründung: Mehrere Projekte des BVWP 2030 beinhalten Maßnahmen im Knoten 
Hannover. Aber es gibt keine fokussierte Betrachtung dieses Engpasses im Hinblick 
auf die Auswirkungen aus drei EU-Mobilitätskorridoren und den Mehrbelastungen der 
einzelnen Projekte. Analog zu anderen großen Bahnknoten wie z.B. Mannheim, 
Frankfurt, München oder Hamburg ist ein Projekt Bahnknoten Hannover 
aufzunehmen. Damit können Fehlentwicklungen vermieden werden, die bei einer 
zusammenhangslosen Umsetzung der Einzelprojekte absehbar sind. Angesichts der 
bereits im Bereich des Knotens Hannover vorgesehenen Maßnahmen in Projekten 
des Vordringlichen Bedarfs (z.B. lfd. Nr. 3 oder 13) einschließlich hinterlegter Kosten 
resultieren aus dieser separaten Betrachtung keine Mehrkosten. Eine eigene Position 
für den Knoten Hannover würde ein koordiniertes Vorgehen beim Ermitteln der 
Handlungsbedarfe und beim Definieren geeigneter Maßnahmen ermöglichen. 
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Das vorgesehene Projekt ABS/NBS Hannover – Bielefeld ist so zu konkretisieren, 
dass eine weitgehende Orientierung an der Bestandstrecke erfolgt, z.B. ABS/NBS 
Hannover-Lindhorst, ABS Lindhorst-Minden. 
Begründung: Die bisherige Formulierung nährt den Verdacht, dass es allein um eine 
Schnellfahrstrecke für den Personenverkehr und nicht um die Beseitigung des 
heutigen Engpasses geht. Folge dieser Projektbeschreibung wäre eine sehr gradlinige 
Trassierung durch Berge und Landschaften, was eine Umsetzbarkeit infrage stellt. 
Erforderlich ist eine in absehbarer Zeit umsetzbare Lösung, die sowohl dem 
Güterverkehr wie auch dem Personenverkehr nützt. Die bislang angesetzten Kosten 
sind aufgrund der massiven Eingriffe in die Landschaft (Tunnel, Großbrücken) mit 
1,885 Mrd. Euro so hoch, dass eine Veränderung in Richtung Ausbau statt Neubau 
keine höheren Kosten erwarten lässt, sondern eher zu einer Kostenverringerung führt.  
 
Ich erwarte bei großen Bahnprojekten künftig mehr Umsicht beim Lärmschutz. 
Gemeinsam mit den Betroffenen sind Lärmschutzlösungen zu erarbeiten, die nicht 
durch die heutigen gesetzlichen Grundlagen begrenzt werden. 
 

Bundesfernstraßen: 

Bei der Autobahn A2 ist für den Abschnitt Autobahndreieck Hannover-West bis 

Autobahnkreuz Hannover-Ost Planungsrecht erforderlich und damit eine 
Einstufung in die Dringlichkeit WB*. 
Begründung: Die hochbelastete A2 wird perspektivisch auf weiteren Abschnitten auf 
acht Fahrstreifen zu erweitern sein. Während der Abschnitt Anschlussstelle Hannover-
Herrenhausen bis Autobahndreieck Hannover-West bereits im Vordringlichen Bedarf 
zur Engpassbeseitigung genannt ist, sind weitere Abschnitte noch im Weiteren Bedarf 
aufgeführt. Im besagten Abschnitt AD Hannover-West bis AK Hannover-Ost sollte 
jedoch im Hinblick auf anstehende Ersatzmaßnahmen für Brückenbauwerke 
Planungsrecht für eine Achtstreifigkeit gegeben sein. Dies ist von hoher Bedeutung, 
da anstehende Ersatzbaumaßnahmen für Brücken und Anpassungen bei 
Anschlussstellen bereits mit Weitblick und wirtschaftlichem Mitteleinsatz für die 
spätere Erweiterung realisiert werden können.  
 

Die Maßnahme sechsstreifiger Ausbau A39 AK Wolfsburg/Königslutter bis AS 

Sandkamp sollte in den WB* aufgenommen werden. 
Begründung: Es wird eine weitere Zunahme des Verkehrsaufkommens erwartet, so 
dass bei der nächsten Bedarfsplanüberprüfung eine höhere Dringlichkeit erwartet 
wird. Für perspektivische Erhaltungsmaßnahmen besteht so vergleichbar der A 2 die 
Möglichkeit, diese Ersatzbaumaßnahmen bereits mit Weitblick auf spätere 
Erweiterungsoptionen zu planen.  
 

Die beiden Ortsumfahrungen Syke (B6) und Lauenförde (B83) sollen absehbar 
geplant werden. Um der Straßenplanungsbehörde die Möglichkeit zur Planung zu 
geben, ist eine Heraufstufung vom Weiteren Bedarf (WB) in den Weiteren Bedarf mit 
Planungsrecht (WB*) erforderlich. 

Begründung: Bei der B6 Ortsumgehung Syke spricht das sehr hohe Nutzen-Kosten-
Verhältnis von 3,2 für die Aufnahme in die Liste der Projekte mit Planungsrecht  
(WB*). 

Die B 83 ist von großer Bedeutung für die Anbindung der Region Holzminden mit der 
Grenzregion NRW. Im Streckenzug der B 83 Würgassen – Beverungen liegt die für 
Niedersachsen bedeutende OU Lauenförde. Während der südliche Abschnitt von 
Würgassen bis Trendelburg im Vordringlichen Bedarf steht, ist der nördliche Abschnitt 
Würgassen – Beverungen mit der Ortsumgehung Lauenförde nur im WB.  
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Durch Aufnahme in den WB* könnte die begonnene Planung fortgesetzt werden und 
schafft so für die gesamte Region die Anbindung an das Oberzentrum Kassel 
beziehungsweise der A 7.  
 

Bundeswasserstraßen: 
Als zusätzliches Projekt sollte für das norddeutsche Wasserstraßensystem der 

Stichkanal Hildesheim in den Vordringlichen Bedarf aufgenommen werden.  
Begründung: Der Stichkanal ist ein wichtiger Zubringer zum Mittellandkanal. Eine 
Aufnahme in den VB wie beim Stichkanal Salzgitter wurde bis zur Aufstellung des 
BVWP durch ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 0,9 und damit unter 1 verhindert. 
Diese Nutzen-Kosten-Betrachtung konnte durch Hinweise aus Niedersachsen 
überarbeitet werden. Das vom Bund ermittelte Nutzen-Kosten-Verhältnis liegt nun bei 
über 1. Der Ausbau dieser Maßnahme verursacht etwa 100 Mio. Euro und ist 
zwischen Bund und Land ohnehin vertraglich vereinbart. Unter Berücksichtigung der in 
den nächsten fünf Jahren anfallenden Erhaltungskosten und dem vertraglich 
geregelten Kostendrittel von Länderseite ergeben sich für den Bund lediglich 
Mehrkosten von ca. 10 Mio. Euro.  
 
Um zukünftig verstärkt Gütertransport von der Straße auf die Wasserstraße zu 

verlagern, ist der Ausbau der Mittelweser notwendig. Daher sollte die Einschränkung 
"Basisvariante" aus der Benennung des laufenden Projektes Mittelweser gestrichen 
werden. Zu welchem Zeitpunkt die einzelnen Maßnahmen umzusetzen sind, muss 
abschließend geklärt werden.  
Begründung: Der Umfang der erforderlichen Maßnahmen ist noch nicht 
einvernehmlich geklärt. Deshalb sollte eine Festlegung auf die sogenannte 
„Basisvariante“ im Gesetzentwurf vermieden werden. Der bisherige BVWP 2003 kennt 
die Einschränkung „Basisvariante“ beim Projekt Mittelweser nicht. Bei der Mittelweser 
sichern vertragliche Regelungen zwischen Bund und Ländern den Ausbau. Eine 
Erhöhung des Ansatzes im BVWP 2030 (bislang 10 Mio. Euro) ist durch diese 
Anpassung nicht erforderlich.  
 
Um diese für Niedersachsen bedeutsamen Modifikationen in die Ausbaugesetze  
einzubringen, bitte ich Sie, diese Argumente bei den weiteren Beratungen zu 
berücksichtigen und für entsprechende Mehrheiten zu werben.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
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